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"Swiss Double Taxation Agreements and the Implementatin Process of the Turkish-Swiss Compact as regards Swiss Law"


Sehr geehrte Damen und Herren (Dekan, Generalkonsul ….)


Vielen Dank  für die ehrenvolle Einladung zu diesem Symposium, die uns als Nebeneffekt auch ermöglicht, wiedereinmal die Faszination von Istanbul zu erleben. 

Die Schweiz hat in der letzten Zeit ja durch eher kurzsichtige Entscheide wie das Minarettverbot von sich reden gemacht.  Ich hoffe, dass es mir gelingt, Ihnen zu zeigen, dass in der Schweiz nicht nur Verbote regieren, sondern vielmehr auch sehr kreative Lösungen erlaubt sind, insbesondere im Wirtschafts- und auch im Steuerbereich.

Mit Abschluss des Doppelbesteuerungsabkommens verzichten sowohl die Schweiz wie auch die Türkei im Interesse der Vermeidung der Doppelbesteuerung auf gewisse Steuereinnahmen. Für die Schweiz ergeben sich Einbussen durch die teilweise Rückerstattung der Verrechungssteuer und durch die Anrechnung der Steuern, die in der Türkei auf Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren erhoben werden. Diese Mindereinnahmen werden dank der durch das Abkommen bewirkten Verbesserung der Attraktivität des Standortes Schweiz teilweise ausgeglichen. So wie ich es verstanden habe, ist es für viele Anwesende von Interesse,  heute einen ersten Eindruck vom Standort Schweiz im allgemeinen und in steuerlicher Hinsicht zu erhalten.


I. Einführung

Vor zwei Wochen konnte ich bei der Eidgenössischen Steuerverwaltung in Bern ein Gespräch mit dem Beamten führen, der von Schweizer Seite her massgeblich  an der Entstehung des neuen Doppelbesteuerungsabkommen beteiligt gewesen ist. Ich konnte mit ihm die aktuelle Lage in Bezug auf das Doppelbesteuerungsabkommen zwischen der Schweiz und der Türkei diskutieren. Welche Veränderungen dieses Abkommen in der Zukunft bringen wird, ist noch nicht vorauszusehen. Gewisse Hinweise kann die Praxis zu den bereits bestehenden neuen Abkommen mit anderen Ländern geben.  Allerdings sind diese auch noch so neu, dass noch keine relevanten Gerichtsentscheide zu deren Auslegung vorliegen.

Immerhin kann gesagt werden, dass das "Global Forum on Transparency and Exchange of Information for Tax Purposes" mittels "peer reviews" im Moment die Schweizerische Praxis zur Auslegung der Doppelbesteuerungsabkommen prüft. Die Aussicht auf eine Genehmigung und zwar noch in diesem Monat ist gut. 

In Bezug auf die Frage der Amtshilfe, worüber mein Kollege Dr. Civi nach mir im Detail berichten wird, steht neu folgendes fest:

Während die Schweiz nach alter Praxis im Wesentlichen nur bei Nennung von Namen und Adresse zur Gewährung der Amtshilfe bereit war, soll zukünftig auch Amtshilfe gewährt werden, wenn die betreffende Person anderswie identifiziert werden kann.
Alle Abkommen mit Amtshilfeklausel nach OECD-Standard sollen künftig wie folgt ausgelegt werden: Einem Amtshilfegesuch ist zu entsprechen, wenn darin dargetan wird, dass es sich nicht um eine "fishing expedition" handelt und wenn der ersuchende Staat
* a. den Steuerpflichtigen identifiziert, wobei diese Identifikation auch auf andere Weise als durch Angabe des Namens und der Adresse erfolgen kann, in Ausnahmefällen auch durch die Angabe einer Kontonummer;
* b. den Namen und die Adresse des mutmasslichen Informationsinhabers, also meistens der Bank, angibt, soweit sie ihm bekannt sind.

Ich werde nun aber nachfolgend auf folgende Themen eingehen:
1. Entstehungsgeschichte der Doppelbesteuerungsabkommen
2. Zustandekommen und Umsetzung des Doppelbesteuerungsabkommens Schweiz - Türkei
3. Regelungsgehalt des Doppelbesteuerungsabkommens Schweiz - Türkei
4. Bedeutung des Doppelbesteuerungsabkommens für türkische Unternehmen und Holdingprivileg.


II. Entstehungsgeschichte der Doppelbesteuerungsabkommen

Druck der OECD
Die Doppelbesteuerungsabkommen der Schweiz sind im Wesentlichen unter dem Druck der "Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung" (OECD) entstanden. So prüfte die OECD bereits im Jahre 1956 Doppel-besteuerungsfragen und verfasste hierzu ein Musterabkommen. Dieses Musterabkommen wurde aufgrund der Weiterentwicklung der Steuersysteme sowie der Zunahme der internationalen Beziehungen laufend aktualisiert und entsprechend revidiert. Alle seit den 50-ger Jahre abgeschlossenen Doppelbesteuerungs-abkommen der Schweiz basieren auf dem Musterabkommen der OECD.

Exkurs: Graue bzw. schwarze Liste der OECD
Auch durch die sogenannte graue bzw. schwarze Liste bewegt die OECD die Mitgliedstaaten zum Abschluss von Doppelbesteuerungsabkommen. Die graue Liste beinhaltet Länder, die den sogenannten internationalen Standard für Informations-austausch bei Steuerangelegenheiten nicht im vollen Umfang umgesetzt haben. Die schwarze Liste enthält darüber hinaus all diejenige Länder, welche sich bisher dem Standard völlig verschlossen haben. Auch die Schweiz wurde im April 2009 auf die graue Liste der OECD aufgenommen. Erst nach Unterzeichnung von zwölf weiteren Abkommen im selben Jahr wurde die Schweiz wieder von der Liste gestrichen.

Aktuelle Vertragspartner der Schweiz
Die Schweiz hat heute mit ungefähr 100 Ländern Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen. Von diesen Abkommen sind lediglich einige wenige noch nicht in Kraft.



III. Zustandekommen und Umsetzung des Doppelbesteuerungsabkommens Schweiz - Türkei

Zustandekommen 
Bereits vor 25 Jahren haben die Schweiz und die Türkei Verhandlungen über den Abschluss eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung aufgenommen. Diese schwierigen Verhandlungen mussten wegen der sehr unterschiedlichen Abkommenspolitik der beiden Staaten mehrfach unterbrochen werden. Aus diesem Grund blieb die Türkei auch der einzige Mitgliedstaat der OECD, mit dem die Schweiz noch kein Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen hatte. Im Mai 2008 konnte dann erstmals ein Abkommen unterzeichnet werden. Es folgten jedoch erneut Revisionsverhandlungen, als die türkischen Behörden wissen liessen, ihr parlamentarisches Genehmigungsverfahren werde nicht eingeleitet, bis der Standard zum Informationsaustausch nach Artikel 26 des OECD-Musterabkommens aufgenommen worden sei. Der revidierte Abkommensentwurf wurde schliesslich am 18. Juni 2010 in Bern unterzeichnet. Nach jahrzehntelangen Verhandlungen wird das Doppelbesteuerungsabkommen zwischen der Schweiz und der Türkei nunmehr am 1. Januar 2012 in Kraft treten.

Für die Schweiz und die Türkei bietet das Abkommen Vorteile hinsichtlich der Entwicklung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen; es wird dazu beitragen, schweizerische und türkische Direktinvestitionen im jeweiligen Vertragspartnerstaat zu erhalten und auszubauen.

Umsetzung: Antrag bei der zuständigen Behörde
Obwohl das Abkommen von Amtes wegen zu beachten ist, ist es der Steuerpflichtige, der aktiv werden muss. So ist hierfür ein Antrag zur Steuerbefreiung zu stellen. Zuständig für die Umsetzung des Doppelbesteuerungsabkommens ist in der Schweiz der Direktor der Eidgenössischen Steuerverwaltung bzw. sein Vertreter. In der Türkei ist es der Finanzminister bzw. sein bevollmächtigter Vertreter. Eine Besonderheit und sicher auch ein Vorteil des Schweizerischen Steuersystems ist sicher, dass das in Zukunft steuerpflichtige Unternehmen vor Gründung einer Gesellschaft bei der Steuerverwaltung eine Auskunft bzw. einen Steuervorabbescheid (sogenanntes Steuerruling) hinsichtlich der Steuerfolgen einholen kann. Damit wird eine sehr weitgehende Rechts- und Planungssicherheit erreicht. Die Steuerbehörden verstehen sich diesbezüglich als Ansprechpartner und Dienstleister von bestehenden und neuen Unternehmen oder Privatpersonen. Grundsätzlich erfolgt eine verbindliche Stellungnahme. Zwischen Anfrage und Auskunft vergehen erfahrungsgemäss ca. vier Wochen. 


IV. Regelungsgehalt des Doppelbesteuerungsabkommens Schweiz - Türkei

Persönlicher Geltungsbereich
In persönlicher Hinsicht gilt ein Doppelbesteuerungsabkommen grundsätzlich für alle Personen, die in einem oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind, d.h. sowohl für natürliche, wie auch für juristische Personen. "Ansässig" ist eine Person, wenn sie im Vertragsstaat Wohnsitz bzw. - wenn es sich um eine juristische Person handelt - Sitz hat.  

Sachlicher Geltungsbereich
In sachlicher Hinsicht gilt das Doppelbesteuerungsabkommen für die im Abkommen selbst bezeichneten Steuern. Sämtliche schweizerischen Doppelbesteuerungs-abkommen gelten für die Steuern vom Einkommen. Die Steuern auf Erbschaften, Schenkungen, Lotterie-, Wett- und Spielgewinn fallen nicht unter die Geltungsbereiche der Abkommen. Weil die Türkei keine Vermögensbesteuerung kennt, gilt das Abkommen auch nicht für die Steuern vom Vermögen.

Interessant erscheint Art. 8 des Doppelbesteuerungsabkommens, wonach Gewinne eines Unternehmens aus dem Betrieb von Flugzeugen, Schiffen und Lastwagen ausschliesslich in einem Staat besteuert werden.

Vermeidung der Doppelbesteuerung
Die Schweiz vermeidet die Doppelbesteuerung mittels der "Befreiungsmethode mit Progressionsvorbehalt" und gewährt für Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren die pauschale Steueranrechnung. Wenn also eine in der Schweiz ansässige Person Einkünfte erzielt, welche in der Türkei besteuert werden, so nimmt die Schweiz diese Einkünfte von der Besteuerung aus; sie kann aber bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkommen dieser Person den Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn die betreffenden Einkünfte nicht von der Besteuerung ausgenommen wären. Dieser Steuersatz ist im internationalen Vergleich äusserst tief und somit vorteilhaft für in der Schweiz ansässige türkische Personen oder Unternehmen. 



V. Bedeutung des Doppelbesteuerungsabkommens für türkische Unternehmen


1. Steuervorteile

Steuern werden in der Schweiz auf 3 Ebenen erhoben (Bund, Kantone und Gemeinden). Die Bundessteuern sind in der ganzen Schweiz gleich hoch. Zwischen den Kantonen und Gemeinden bestehen jedoch steuerliche Unterschiede, was auch zu regionalen Unterschieden in der Steuerbelastung führt. Die wichtigsten Steuern für Privatpersonen sind die Einkommens- und Vermögenssteuer, für Unternehmen sind es die Gewinn- und Kapitalsteuer.

Die Schweiz und die Region Basel verfügen im internationalen Vergleich über ein attraktives Steuersystem. 

Steuern in % des Unternehmensgewinns (Quelle: KPMG's Tax Rate Survey 2010):

	Belgien
	34%

	Frankreich
	33.30%

	Italien
	31.40%

	Spanien
	30%

	Deutschland
	29.40%

	Luxemburg
	28.60%

	Norwegen/Grossbritannien
	28%

	Schweden
	26.30%

	Niederlande
	25.50

	Österreich
	25%

	Russland
	20%

	Polen
	19%

	Schweiz
	18.60%

	Irland
	12.50%



Ferner ist anzumerken, dass das Schweizer Steuersystem nicht nur für steuerpflichtige Unternehmen, sondern auch für Privatpersonen attraktiv ist, da die Steuerlast im internationalen Vergleich moderat ausfällt.


Mit dem Eintrag im Schweizerischen Handelsregister - beispielsweise durch Gründung einer Tochtergesellschaft oder einer Holdinggesellschaft - wird das Unternehmen zu einer Schweizerischen Firma.  


2. Mehr Kreditmöglichkeiten und Tax holiday

Neue Unternehmen in der Schweiz können häufig von der sogenannten tax holiday profitieren. Das heisst, sie kommen in den Genuss von Steuererleichterungen. Die Kantone können für Unternehmen, die neu eröffnet werden und den wirtschaftlichen Interessen des Kantons dienen, für das Gründungsjahr und die folgenden neun Jahre Steuererleichterungen vorsehen. Im Vordergrund stehen Erleichterungen, welche die Bemessungsgrundlage (z.B. Gewährung erhöhter Abschreibungssätze) beeinflussen. Als weitere Unterstützungsmassnahmen kommen Bürgschaften für Investitionen, Zinskostenbeiträge auf Bankkrediten sowie Unterstützung bei der Suche vom Liegenschaften und im Bereich des Arbeitsmarkts in Betracht. Voraussetzung ist immer eine Neugründung eines Unternehmens, die Eröffnung eines Filialbetriebs oder eine Sitzverlegung aus dem Ausland. In diesem Fall wird aber das sogenannte Tax holiday shopping geprüft, dass heisst die Frage, ob kein Missbrauch vorliegt.

Aufgrund eines neuen Gesetzes (Bundesgesetz über die Regionalpolitik) kann das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) auch auf Bundesebene Steuererleichterungen gewähren.

Schliesslich sei darauf hingewiesen, dass die Schweizer Grossbanken Kredite an Türkische Firmen nur äusserst zurückhaltend gewähren. Im Falle der Gründung einer Tochtergesellschaft in der Schweiz oder natürlich einer Sitzverlegung sieht die Sache besser aus. 
3. "Holding Privileg

Durch das sogenannte Holdingprivileg haben ausländische Unternehmen in den letzten Jahren in der Schweiz sehr gute Steuerlösungen gefunden. Diese Art der Steuermaximierung wird aber besonders von den Nachbarstaaten der Schweiz zusehends kritisiert, da diesen Steuersubstrat entgeht. Wie die entsprechenden Verhandlungen ausgehen werden, ist noch offen. Jedenfalls besteht dieses Holdingprivileg nach wie vor. Im Verhältnis zur Türkei war es bei der Aushandlung des Doppelbesteuerungsabkommens kein besonderes Thema.

Holdinggesellschaften sind Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, deren Zweck ausschliesslich oder hauptsächlich in der dauernden Verwaltung von Beteiligungen an anderen Gesellschaften besteht und die daneben keine andere Tätigkeit ausüben. Unter dem Begriff "Verwaltung von Beteiligungen" können die von der Hauptgesellschaft einer Gruppe bzw. eines Konzerns üblicherweise wahrgenommenen Funktionen wie einheitliche Leitung, Kontrolle, Assistenz, Finanzierung und dergleichen verstanden werden. Aufgrund der Harmonisierungsvorschriften darf eine Holdinggesellschaft in der Schweiz grundsätzlich keine Geschäftstätigkeit ausüben. 

Bei der direkten Bundessteuer werden reine Holdinggesellschaften gleich wie Beteiligungsgesellschaften behandelt. Im Ergebnis tritt eine volle Befreiung von der Gewinnsteuer des Bundes dann ein, wenn der Nettoertrag aus Beteiligungen (u.a. Dividenden) im Verhältnis zum gesamten Reingewinn hundert Prozent ausmachen.

Die Kantone gewähren den reinen Holdinggesellschaften - mit drei Ausnahmen (Erträge aus dem Grundeigentum im Steuer erhebenden Gemeinwesen gelegen; Kapital- und Aufwertungsgewinne auf Beteiligungen und Immaterialgüterrechten; Einkünfte, für welche eine Entlastung von ausländischen Einkünften beansprucht wird) Steuerfreiheit auf dem Jahresgewinn. Als Voraussetzung für die Steuererleichterung wird verlangt, dass die Beteiligungen bzw. der Ertrag daraus längerfristig mindestens zwei Drittel der gesamten Erträge und Aktiven ausmachen. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, so verzichten die Kantone auf die Erhebung einer Gewinnsteuer. Ausserdem gewähren die Kantone eine verminderte Kapitalsteuer.


4. Gute Vernetzungsmöglichkeiten

Die Schweiz als Binnenland ist Mittelpunkt zahlreicher Geschäftsbeziehungen. So herrscht insbesondere zwischen der Schweiz, Deutschland, Frankreich und Italien ein reger Export- und Importhandel. Basel geniesst hierbei das Privileg des Dreiländerecks und ist somit Logistikdrehscheibe der Schweiz. Basel ist nicht nur die Wiege der Schweizer Chemie- und Pharmaindustrie sondern auch Messestadt (man denke an die Uhren- und Schmuckmesse oder die "Art Basel").

08. April 2011

Marco Albrecht, Basel / Schweiz

Advokat
